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Ist das die versprochene «kraftvolle» Parteiarbeit der VU? 
V U  verlangt von der Regierung ein Konzept f ü r  die langfristige Ausrichtung der liechtensteinischen Politik in allen wichtigen Bereichen 

(mö) - «Das <Weiter so> des neuen 
Programmes ist eine logische Fortsetzung 
der erfolgreichen VU-Politik. Wir wollen 
den liechtensteinischen Weg weitergehen 
und mit frischem Elan und neuen Ideen 
die Aufgaben der Zukunft angehen», lau­
tete eine der vielen vielversprechenden 
Aussagen der Vaterländischen Union im 
Wahlprogramm 1989. Und weiter: «Wir 
sind überzeugt, die grossen Herausforde­
rungen der 90er Jahre zu meistern: mit 
Kreativität und kraftvoller Arbeit, ge­
meinsam mit allen Liechtensteinerinnen 
und Liechtensteinern.» Die V U  hat sich 
damit zweifellos viel Arbeit auf Partei­
ebene vorgenommen. Ein Postulat der 
VU-Fraktion, das im letzten Landtag mit 
knapper Mehrheit überwiesen wurde, 
nickt die Angelegenheit allerdings in ein 
anderes Licht. Die Postulanten laden nun 
die Regierung ein, «ein Konzept für die 
langfristige Ausrichtung der liechtenstei­
nischen Politik in allen wichtigen Berei­
chen . . . »  bis Ende 1990 vorzulegen. Die  
Frage, die sich hier zwangsläufig auf­
drängt: Sind die neuen Ideen, der Elan 
und die kraftvolle Arbeit der V U  bereits 
auf der Strecke geblieben? 

Zweifellos haben die unterzeichneten 
VU-Abgeordneten recht, wenn sie in der 
Begründung ihres Postulates darauf ver­
weisen, dass «es gerade in der Politik 
notwendig ist, rechtzeitig die Weichen zu 
stellen und die Gestaltung der Zukunft, 
basierend auf klaren Vorstellungen und 
Konzepten, anzugehen». Mit den pro­
grammatischen Vorschlägen der V U  
scheint es allerdings nicht weit her zu 
sein, wenn ihre Landtagsfraktion knapp 
sechs Monate nach der Wahl bereits die 
Regierung auffordert, ein für unser Land 
ausgerichtetes Zukunftsmodell zu ent­
wickeln. Nach ihren Wünschen soll dieses 
«pfannenfertige» Leitbild alle wichtigen 
Bereiche der liechtensteinischen Politik 
wie Gesellschaft, Bevölkerung, Aussen-
beziehungen, Wirtschaft, Arbeitsmarkt, 
Verkehr, Raumplanung, Umweltschutz, 

TV ohne Grenzen 
Luxemburg (AP) Nach monatelangem 

Tauziehen haben die zwölf EG-Staaten 
am Dienstag in Luxemburg die Voraus­
setzungen für einen freien Binnenmarkt 
auch auf dem Fernsehsektor geschaffen. 
Sie verabschiedeten gegen die Stimmen 
Belgiens und Dänemarks eine Richtlinie 
für ein sogenanntes Fernsehen ohne 
Grenzen. Sie soll die Hindernisse für den 
freien TV-Dienstleistungsverkehr in der 
Gemeinschaft beseitigen und Systeme 
schaffen, die den Wettbewerb vor Ver­
zerrungen schützen. Zugleich verpflichte­
ten sich die EG-Staaten politisch, mehr 
als die Hälfte der  Film- und Serienpro­
gramme aus europäischen Produktionen 
zu bestreiten. 

In der Richtlinie heisst es dazu: «Die 
Mitgliedstaaten tragen im Rahmen des 
praktisch Durchführbaren und mit ange­
messenen Mitteln dafür Sorge, dass die 
Fernsehveranstalter den Hauptanteil ih­
rer Sendezeit, die nicht aus Nachrichten, 
Sportberichten, Spielshows oder Werbe-
und Textleistungen besteht, der  Sendung 
von europäischen Werken vorbehalten.» 
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Landwirtschaft etc. erfassen und die Zu­
sammenhänge aufzeigen. Neben dem 
Konzept fordern die Postulanten die Re­
gierung auch dazu auf, konkrete Mass­
nahmen zur Umsetzung vorzuschlagen. 
Ist das die im «Vaterland» vielgelobte 
und «kraftvolle» Arbeit auf VU-Parteiba-
sis, wenn man sich die Leitlinien, die den 
Weg in die Zukunft aufzeigen sollen, von 
der Regierung auf dem Tablett servieren 
lassen will und  sich dann davon eine brei­
te und engagierte Diskussion in der Be­
völkerung erhofft? 

Ein «Allerweltspostulat» der V U  
Nach Auffassung des FBP-Abgeordne-

ten Dr. Ernst Walch wird die Regierung, 
will sie die Beantwortung dieses Postula­
tes ernst nehmen, nicht mehr viel Zeit  
zum eigentlichen Regieren haben. Lesen 
Sie nachstehend die Begründung von D r .  
Ernst Walch, weshalb auch er  dem Postu­
lat der VU nicht zustimmen konnte. 

«Als ich den Text des gegenständlichen 
Postulates las und ich versuchte, mir Vor­
stellungen über dessen Umfang und Di­
mension zu machen, stellte sich mir zu­
nächst die Frage, ob denn ein Postulat 
gemäss Geschäftsordnung keinen inhaltli­

chen, thematischen oder zeitlichen Be­
schränkungen unterliegt. Nach Ge­
schäftsordnung ist ein Postulat die Einla­
dung an die Regierung zu einem «be­
stimmten Vorgehen oder Verhalten» 
einerseits oder andererseits einen «be­
stimmten Gegenstand» zu prüfen. 

Das vorliegende Postulat will offen­
sichtlich zur Prüfung «eines bestimmten 
Gegenstandes» einladen. Es scheint, dass 
die in diesem Haus geübte Praxis keine 
sehr hohen Ansprüche an die «Bestimmt­
heit» eines zu prüfenden Gegenstandes 
stellt. Dennoch habe ich mit diesem 
Postulat diesbezüglich Mühe: es  ersucht 
um ein Konzept «in allen wichtigen Be­
langen w i e . . . »  mit demonstrativer -
nicht taxativer - Aufzählung weiter, ge­
nereller Begriffe (Gesellschaft, Wirt­
schaft usw.) und fügt noch dazu «etc.». 

Dieses «Allerweltspostulat» ist meines 
Erachtens zu wenig bestimmt. D e r  
Adressat - die Regierung - wird schon 
Schwierigkeiten haben mit der  Frage, wo 
anzufangen und wo aufzuhören. 

Keine Zeit mehr zum Regieren 
Zusätzlich zu diesem formellen Pro­

blem ist, was den Allerweltsinhalt dieses 

Postulates anlangt, noch folgendes ange­
merkt: Wenn die Beantwortung von 
Postulaten in der Praxis bis zu 100 Seiten 
umfasst, so wird das gegenständliche Al­
lerweltspostulat einen Umfang von viel­
leicht 1000 bis 10000 Seiten haben. Bei 
dieser vorsichtigen Schätzung gehe ich 
davon aus, dass die Regierung allen in 
der  Begrüdung des Postulates angeregten 
Empfehlungen folgt, wie beispielsweise 
«alle wichtigen Bereiche der liechtenstei­
nischen Politik erfassen», «Zusammen­
hänge aufzeigen», «Massnahmen vor­
schlagen», «alle Gesellschaftsschichten in 
die Diskussion einbeziehen». Wenn die 
Regierung diese Einladung ernst nehmen 
will, wird sie neben all diesen Abklärun­
gen in allen Bereichen aller politischer 
Themenkreise mit allen Gesellschafts­
schichten und mit allen Institutionen und 
Behörden nicht mehr viel Zeit zum ei­
gentlichen Regieren haben. 

Die Anstrengungen, sich über die Zu­
kunft ernsthaft Gedanken zu machen, 
sind selbstverständlich notwendig. Ich 
meine aber, dass das Instrument des 
Postulates in der vorliegenden Aller-
weltsfassung nicht das richtige Vorgehen 
dazu ist.» 

Hoher Investitionsbedarf in den nächsten Jahren 
Rechnung 1988 der Gemeinde Eschen - Ertragsüberschuss in der laufenden Rechnung 

(G.M.) - Die Gemeinde Eschen weist 
sich über eine gute Finanzlage aus. Dies 
geht aus dem Bericht zur Jahresrechnung 
1988 hervor. Sowohl in der laufenden 
Rechnung als auch in der Investitions­
rechnung wird ein Ertragsüberschuss aus­
gewiesen. Allerdings kommen auf die 
Gemeinde Eschen in den nächsten Jah­
ren, wie Vorsteher Beat Marxer auf An­
frage erklärte, wichtige Aufgaben zu, die 
einen hohen Investitionsbedarf nach sich 
ziehen werden. 

Die laufende Rechnung weist bei 
einem Aufwand von 4,937 Millionen 
Franken und einem Ertrag von 9,600 Mil­
lionen Franken einen hohen Brutto-Er-
trag auf, aus dem nach Vornahme von 
Abschreibungen in Höhe von 4,346 Mil­
lionen Franken ein Ertragsüberschuss 
von 316552 Franken resultiert. Die Inve­
stitionsrechnung schliesst auf Aufwen­
dungen von 5,862 Millionen Franken mit 
einem Deckungsüberschuss von 386550 
Franken. Das Reinvermögen hat sich -
zusammen mit dem Überschuss der lau­
fenden Rechnung - auf 14,456 Millionen 
Franken erhöht. 

Schulwesen und Verwaltungskosten 
Aus der Übersicht der laufenden Rech­

nung wird erkennbar, dass die Verwal­
tungskosten und die Aufwendungen für 
das Schulwesen langsam zur Millionen-
Marke vorschreiten. Die Verwaltungsko­
sten beliefen sich im letzten Jahr auf 
938556 Franken, die Kosten für das 
Schulwesen sind auf 936 848 Franken an­
gestiegen. De r  Baubereich weist Aufwen­
dungen von 648 940 Franken und Erträge 

Leichte Besserung 

S.D. Fürst Franz Josef II. und 
I.D. Fürstin Gina befinden sich im­
mer noch im Spital in Grabs. Ge­
stern erhielten wir aus dem Fürsten­
haus eine Mitteilung mit folgendem 
Wortlaut: «Nach einer Untersu­
chung im Universitätsspital in Bern 
ist Ihre Durchlaucht die Fürstin wie­
der ins Spital nach Grabs zurückge­
kehrt. Ihr Zustand hat sich leicht' 
gebessert. Seine Durchlaucht der 
Fürst hat sich recht gut erholt und 
könnte bereits auf Schloss Vaduz 
zurückkehren. Vorderhand wünscht 
e r  aber, bei Ihrer Durchlaucht der 
Fürstin im Spital in Grabs zu 
bleiben.» 

Wir wünschen dem Durchlauch­
ten Fürstenpaar auf diesem Wege, 
auch im Namen unserer Leserinnen 
und Leser, gute Besserung und alles 
Gute.  

Die Gemeinde Eschen weist sich derzeit über eine gute Finanzlage aus, wie aus der 
Jahresrechnung 1988 hervorgeht. Für die Zukunft  stehen jedoch wichtige Aufgaben an, 
wie beispielsweise Erschliessungen von Bauland, so dass hohe Investitionskosten 
bevorstehen. 
von 204 982 Franken auf, gefolgt von den 
Kosten für die Waldwirtschaft mit 429 830 
Franken, denen Einnahmen in Höhe von 
179466 Franken gegenüberstehen. 

Hohe Aufwendungen sind auch im Be­
reich des Umweltschutzes (246 304 Fran­
ken) und für Sport und Freizeit (239749 
Franken) festzustellen. Das Sozialwesen 
erforderte einen Mitteleinsatz von 
235 503 Franken bei Einnahmen von 
31814 Franken. 

Steuern und Finanzausgleich 
Die wichtigste Einnahmequelle für die 

Gemeinde Eschen stellt nach wie vor das 
Steueraufkommen sowie der Finanzaus­
gleich dar. Gesamthaft verzeichnete die 
Gemeinde Einnahmen aus Steuern und 
Abgaben in Höhe von 7,766 Millionen 
Franken. Die Vermögens- und Erwerbs­
steuer brachte 2,697 Millionen Franken, 
während aus dem staatlichen Finanzaus­
gleich 3,778 Millionen Franken zuflössen. 

Die Kapital- und Ertragssteuer hielt sich 
auf einer Höhe von 820415 Franken, p i e  
Grundstückgewinnsteuer ergab Einnah­
men von 456387 Franken. 

Ergebnis des freiwilligen motorfahrzeugfreien Bettages 
Deutlich weniger Fahrzeuge mit liechtensteinischen Kennzeichen bei starkem Durchgangsverkehr 

Beachten Sie die laufenden 
Denner-Aktionen in der Tagespresse. 

(pafl) - Erfreulich viele Automobili­
sten aus Liechtenstein haben dem Aufruf 
der Regierung Folge geleistet und am 
freiwilligen motorfahrzeugfreien Bettag 
vom 17. September 1989 auf das Auto 
verzichtet. Bei den Verkehrszählungen 
des Tiefbauamtes wurden am Landesbet-
tag um 55 Prozent weniger Fahrzeuge mit 
liechtensteinischen Kennzeichen als am 
darauffolgenden Sonntag, 24. Septem­
ber, registriert. 

Bei den Fahrzeugen mit Schweizer 
Kennzeichen war ein minimer Rückgang 
festzustellen, währenddem die Zahl der 
anderen Fahrzeuge, welche die Messstel-
len passierten, deutlich über dem norma­
len Verkehrsaufkommen an einem Sonn­
tag lag. 

Zustimmung in Liechtenstein 

Die Tatsache, dass um mehr als die 
Hälfte weniger Fahrzeuge mit liechten­
steinischen Kennzeichen am freiwilligen 
motorfahrzeugfreien Bettag unterwegs 
waren, lässt darauf schliessen, dass die 
bereits zum siebten Mal durchgeführte 
Aktion der Regierung in der Bevölke­
rung auf Zustimmung stösst. D e r  damit 
verbundene persönliche Verzicht war ein 
positiver, wenn auch nur sehr kleiner Bei­
trag für unsere belastete Umwelt. Der 
freiwillige Verzicht auf das zur Selbstver­
ständlichkeit gewordene private Motor­
fahrzeug war für viele Gelegenheit, ein 
sichtbares Zeichen für unsere Umwelt zu 
setzen und damit zum Ausdruck zu brin­

gen, dass die Natur und die Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen ein ernstes 
Anliegen unserer Zeit ist. 

Starker Durchgangsverkehr 
Der vergleichsweise starke Durch­

gangsverkehr, der am Landesbettag regi­
striert wurde, zeigt einmal mehr in aller 
Deutlichkeit, dass das Umweltproblem 
ein grenzüberschreitendes Problem ist, 
dem nur durch gemeinsame und grenz­
überschreitende Initiativen wirkungsvoll 
begegnet werden kann. In diesem Sinne 
werden auch in Zukunft Anstrengungen 
unternommen, die Nachbarschaft in die 
von der Regierung durchgeführten Ak­
tionen mit freiwilligen motorfahrzeugfrei­
en Sonntagen einzubeziehen. 

Abfall-Konvention 
London (spk) Bundesrat Flavio Cotti 

hat am Dienstag in London ah der inter­
nationalen Konferenz über gefährliche 
Abfälle alle Teilnehmerstaaten aufgefor­
dert, die Basler Konvention zu ratifizie­
ren. Die Schweiz wird die Vereinbarung, 
die den Transport sowie die Entsorgung 
von Sondermüll weltweit regeln und 
überwachen soll, laut Cotti noch dieses 
Jahr genehmigen. Regierungschef-Stell­
vertreter Dr. Herbert Wille unterzeichne­
te die Giftmüll-Konvention im März in 
Basel. 

V o r  mehr als 200 Delegierten aus 34 
Staaten, darunter etliche Umweltminister 
und Regierungsvertreter, betonte Cotti, 
globale Umweltthemen seien eine der 
grössten Herausforderungen unserer 
Zeit. In der Basler Konvention, die im 
März dieses Jahres verabschiedet worden 
ist, wird empfohlen, gefährliche Abfälle 
auf ein Minimum zu reduzieren, eine um­
weltgerechte Entsorgung von Sondermüll 
möglichst vor Ort vorzunehmen, Trans­
porte streng zu kontrollieren und ein in­
ternationales Sekretariat einzurichten. 

D e r  Export von Sondermüll soll dann 
erfolgen, wenn keine umweltgerechte 
Entsorgung in einem Land möglich ist, 
ausserdem soll jeder Staat das Recht ha­
ben, den Import oder  Export von Sonder­
müll zu verbieten. 
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